
Bundesministerium des Innern und für Heimat

H. Heimat

Richtlinie zur Durchführung des Bundesprogramms 
„Integration durch Sport“

in ihrer Fassung der Inkraftsetzung vom 1.1.2024

Auf der Grundlage der §§ 23 und 44 der Bundeshaushalts-
ordnung (BHO) sowie der Nr. 15.2 der Allgemeinen Verwal-
tungsvorschriften zu § 44 BHO erlässt das Bundesministeri-
um des Innern und für Heimat (BMI) nach Anhörung des 
Bundesrechnungshofes (BRH) diese Richtlinie. 
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1. Förderziel und Zuwendungszweck

Der Bund gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zu §§ 23, 44 BHO 
Zuwendungen zur Förderung des Programms „Integration 
durch Sport“.

Haushaltsmittel zur Förderung von Integrationsmaßnah-
men sind im Einzelplan 06 – BMI – in Kapitel 0603 Ti-
tel 684 14 veranschlagt. Das Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) ist vom Bundesministerium des Innern 
und für Heimat (BMI) mit der Wahrnehmung der Prüfung 
und Gewährung von Zuwendungen im Sinne dieser Richtli-
nie beauftragt.

Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Zuwendung be-
steht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde in 
Ausübung ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der 
verfügbaren Haushaltsmittel. Aus einer gewährten Zuwen-
dung kann nicht auf eine Fortsetzung der Förderung zu glei-
chen oder abweichenden Konditionen geschlossen werden. 

Die Zielgruppe des Programms „Integration durch Sport“ 
umfasst vornehmlich Zugewanderte und Menschen mit Mi-
grationshintergrund, unabhängig von Herkunft und Bleibe-
perspektive in Deutschland. Schwerpunkte werden mit der 
jeweils gültigen Programmkonzeption gesetzt.

Weitere Zielgruppen umfassen Menschen ohne Migrati-
onshintergrund sowie Vereine und Verbände im Rahmen des 
organisierten Sports, da erfolgreiche Integration die gesamt-
gesellschaftliche Anerkennung und Akzeptanz von Vielfalt 
und Unterschieden voraussetzt.

Das Programm „Integration durch Sport“ richtet sich 
grundsätzlich an den vereinsorganisierten Breitensport und 
verfolgt insbesondere folgende Ziele:

– Integration in den Sport
 Menschen mit Migrationshintergrund werden über den 

organisierten Sport in Deutschland informiert und an ihn 

herangeführt. Die gleichberechtigte Teilhabe von Men-
schen mit und ohne Migrationshintergrund am Sport 
wird gefördert.

– Integration durch den Sport in die Gesellschaft
Durch den Sport werden Menschen mit Migrationshin-
tergrund nachhaltig in gesellschaftliche Strukturen integ-
riert und begleitet. Ziel ist weiterhin, Menschen mit Mig-
rationshintergrund zu befähigen, die im Sport erworbe-
nen Erfahrungen, Kompetenzen, Orientierungen, Werte 
und Kontakte auch auf andere gesellschaftliche Lebens-
bereiche zu übertragen.

– Förderung der interkulturellen Öffnung des Sports
Das Programm trägt dazu bei, das Grundverständnis der 
„Interkulturellen Öffnung“ (Sensibilisierung und Ver-
mittlung von Verständnis, Akzeptanz, Wissen und Um-
gang mit kultureller Vielfalt mit dem Ziel der gleichbe-
rechtigten Teilhabe von Menschen mit und ohne Migrati-
onshintergrund) im organisierten Sport zu verankern.

2. Gegenstand der Förderung

Gegenstand der Förderung ist die Durchführung des Pro-
gramms „Integration durch Sport“ entsprechend des Grund-
lagenpapieres „Integration durch Sport – Ein Zukunftsfak-
tor von Sportvereinen und Gesellschaft“, der Programm-
konzeption und der strategischen Grundposition des Deut-
schen Olympischen Sportbund e.V. (DOSB) in der jeweils 
mit dem BAMF abgestimmten, aktuellen Fassung. 

Die Programmförderung besteht grundsätzlich aus drei 
Säulen:

– Förderung von Personalausgaben (Ziffer 2.1),

– Förderung von Maßnahmen mit integrativem Charakter 
(Ziffer 2.2) und 

– Förderung sonstiger zweckmäßiger Ausgaben zur Um-
setzung des Programms (Ziffer 2.3).

2.1 Förderung von Personalausgaben

2.1.1 Förderfähige Tätigkeiten

Zuwendungsfähig sind grundsätzlich nur Personalausgaben, 
die in dem Zuwendungsbescheid auf Antrag bewilligt wur-
den. Bewilligt werden können insbesondere Personalkosten 
für folgende Tätigkeiten: 

– Programmleitung und -koordination,

– Beratung und Unterstützung von Vereinen,

– Angebot von Qualifizierungsmaßnahmen zur interkul-
turellen Öffnung,

– Darstellung der Integrationsleistungen des Programms in 
der Öffentlichkeit.

Der Anteil der Personalausgaben soll 60 Prozent der zu-
wendungsfähigen Gesamtausgaben nicht überschreiten. 
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2.1.2 Hauptberuflich Beschäftigte

Hauptberuflich Beschäftigte, deren Aufgabenprofil über-
wiegend den Tätigkeiten unter Ziffer 2.1.1 entspricht, sind 
beim DOSB, einem Landessportbund/einer Landessportju-
gend (LSB), einem Spitzenverband oder einem Verband mit 
besonderen Aufgaben anzustellen. Ein dezentraler Einsatz 
dieser Mitarbeitenden ist zulässig, die Dienst- und Fachauf-
sicht durch die jeweilige Organisation ist zu gewährleisten.

Die Eingruppierung der Beschäftigten kann bei entspre-
chend erforderlicher und vorhandener Qualifikation gemäß 
des Tarifvertrags für den Öffentlichen Dienst (Bereich Bund) 
in die Entgeltgruppen bis TVöD 13 für die Programmleiten-
den, bis TVöD 11 für die Referentinnen und Referenten und 
bis TVöD 9 für die Sachbearbeitenden erfolgen. Die Ein-
gruppierung entsprechend eines dem TVöD gleichartigen 
Haustarifs ist möglich.

Es gilt das Besserstellungsverbot gemäß Ziffer 1.3 der All-
gemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Pro-
jektförderung (ANBest-P).

Ausgaben für hauptberuflich Beschäftigte sind im Ver-
wendungsnachweis den Personalausgaben zuzuordnen. Der 
DOSB ist bei der Besetzung oder Änderung von hauptbe-
ruflichen Personalstellen einzubeziehen.

2.1.3 Geringfügig Beschäftigte

Geringfügig Beschäftigte, deren Aufgabenprofil überwie-
gend den Tätigkeiten unter Ziffer 2.1.1 entspricht, sind beim 
DOSB, einem LSB, einem Spitzenverband oder einem Ver-
band mit besonderen Aufgaben anzustellen. Die Ausgaben 
für diese Beschäftigten sind im Verwendungsnachweis den 
Personalausgaben zuzuordnen. Ein dezentraler Einsatz die-
ser Mitarbeitenden ist zulässig. Die Dienst- und Fachauf-
sicht durch die jeweilige Organisation ist zu gewährleisten.

Ausgaben für geringfügig Beschäftigte der Mitgliedsorga-
nisationen des DOSB, der LSB, der Spitzenverbände oder 
der Verbände mit besonderen Aufgaben sowie kooperieren-
der Vereine oder Organisationen, die konkrete integrative 
Maßnahmen und lokal begrenzte Kooperationen durchfüh-
ren und deren Aufgabenprofil damit überwiegend nicht den 
Tätigkeiten unter Ziffer 2.1.1 entspricht, sind zuwendungs-
fähig und im Verwendungsnachweis als Maßnahmeausgaben 
den Leistungsbereichen zuzuordnen. 

2.2 Maßnahmen mit integrativem Charakter

Maßnahmen, die einen integrativen Charakter aufweisen 
und sich an den Programmkonzeptionen „Integration durch 
Sport“ orientieren, sind grundsätzlich zuwendungsfähig. 

Integrativ ist eine Maßnahme, wenn diese die gleichbe-
rechtigte Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund 
am gesellschaftlichen Leben und damit auch an sportweltli-
chen Teilnahme- und Teilhabestrukturen fördert sowie eine 
den Zielen und der Akzeptanz des Grundgesetzes förderli-
che Arbeit gewährleistet.

Unter Maßnahmen mit integrativem Charakter sind ins-
besondere folgende Angebote zu verstehen:

– Sport- und Bewegungsangebote;

– Qualifizierungsmaßnahmen, die auf direkte und ursäch-
liche Weise im Zusammenhang mit integrativen Maßnah-
men stehen;

– Vernetzungsveranstaltungen, Tagungen und Fachkonfe-
renzen;

– begleitende Angebote (z.B. Sprachförderung, Hausauf-
gabenbetreuung, Ferienangebote, etc.).

Die exemplarisch aufgelisteten Maßnahmen mit integrati-
vem Charakter können entsprechend den Bedarfen vor Ort 
in der jeweils gültigen Gesamtkonzeption des DOSB und 
der LSB im Einvernehmen mit dem BAMF angepasst wer-
den.

Die Entscheidung, ob eine grundsätzlich zuwendungsfä-
hige Maßnahme gefördert werden soll, ist eine Ermessens-
entscheidung im Rahmen der Antragsprüfung.

Die Förderung als Maßnahme mit integrativem Charakter 
ist insbesondere in folgenden Bereichen ausgeschlossen:

– Maßnahmen des Leistungs- oder Spitzensports;

– Maßnahmen, die im Ausland stattfinden;

– Maßnahmen, bei denen der Kreis der potentiell Teilneh-
menden auf zweckwidrige, insbesondere integrations-
hemmende Weise eingegrenzt wird;

– Maßnahmen, bei denen die Teilnahme im Rahmen der 
Schulpflicht erfolgt;

– Sport- und Turnierveranstaltungen sowie Großveranstal-
tungen ohne besondere integrative Zielsetzung;

– (Vereins-)Mitgliedschaften einzelner Personen oder 
Gruppen;

– Anschaffungskosten für individuelle Sport- und Schutz-
ausstattung zur dauerhaften Überlassung an einzelne 
Personen;

– Aufwandsentschädigungen für ehrenamtlich Mitwirken-
de, die das Niveau einer beruflichen Betätigung errei-
chen;

– Investitionen in Sportstätten (zum Beispiel Bau und In-
standsetzung von ortsfesten Einrichtungen und Sport-
plätzen und Spielstätten).

Nur in Ausnahmefällen sind folgende Leistungen förder-
fähig:

– Kosten für Bewirtung und Verpflegung
Im Rahmen integrativer Maßnahmen (zum Beispiel in-
terkulturelle Veranstaltungen mit feierlichem Charakter) 
sind Verpflegungsleistungen zuwendungsfähig, wenn 
diese nach Art und Umfang dem Anlass angemessen sind. 
Im Rahmen mehrstündiger oder -tägiger Qualifizie-
rungsmaßnahmen oder Vernetzungsveranstaltungen, 
sind darüber hinaus Verpflegungsleistungen zuwen-
dungsfähig, wenn diese für die Leistungs- und Aufnah-
mefähigkeit der Teilnehmenden erforderlich sind und zu-
sätzlich eine Selbstverpflegung nicht möglich oder prak-
tikabel ist.
Bei Verpflegungsleistungen ist der Grundsatz der Spar-
samkeit zu achten.
Alkoholische Getränke sind nicht zuwendungsfähig.

– Ausgaben für Präsente
Geringwertige Ausgaben sind in besonders begründeten 
Fällen zuwendungsfähig, zum Beispiel um besonderes 
ehrenamtliches Engagement zu würdigen, dem keine an-
gemessene Gegenleistung gegenübersteht.
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– Ausgaben rein sporttheoretischer und -praktischer Aus- 
und Fortbildung von Übungsleitenden und Trainerinnen 
und Trainern

 Zur Gewinnung von geeigneten Übungsleitenden oder 
Trainerinnen und Trainern für konkrete integrative Maß-
nahmen sind Ausgaben sporttheoretischer und -prakti-
scher Aus- und Fortbildungen inklusive Begleitkosten 
(zum Beispiel Unterbringung und Verpflegung) zuwen-
dungsfähig, wenn die zu fördernde Qualifizierung für die 
erfolgreiche Umsetzung der integrativen Maßnahme 
nach Art und Umfang förderlich ist. Ausgaben sportthe-
oretischer und -praktischer Aus- und Fortbildungen 
ohne Bezug zu einer konkreten integrativen Maßnahme 
sind nicht zuwendungsfähig.

2.3  Förderung sonstiger zweckmäßiger Ausgaben zur 
Umsetzung des Programms

2.3.1 Allgemeine Verwaltungsausgaben

Die für Verwaltungsausgaben einzusetzende Zuwendung 
wird zur administrativen Vereinfachung als Pauschalbetrag 
gewährt. Der Pauschalbetrag ist so zu bemessen, dass der 
Anteil von 5 Prozent der zuwendungsfähigen Gesamtausga-
ben nicht überschritten wird.

Der gewährte Pauschalbetrag ist zwischen dem DOSB, 
den LSB, geförderten Stützpunktvereinen und anderen mit-
wirkenden Organisationen aufzuteilen. 

Mit dem Pauschalbetrag gelten sämtliche Ausgaben und 
Kosten, die den Sportorganisationen zur Aufrechterhaltung 
der grundsätzlichen Handlungsfähigkeit des Programms 
„Integration durch Sport“ entstehen oder in direktem Zu-
sammenhang mit der administrativen und beratenden Tätig-
keit der hauptamtlichen Mitarbeitenden stehen, als abgegol-
ten, insbesondere:

– Miete und Aufwendungen für Büroräume der Pro-
grammmitarbeitenden und PKW-Stellplätze für Pro-
grammfahrzeuge sowie der damit verbundenen Neben-
kosten (Heizung, Strom, Reinigung, Unterhalt, Pflege, 
etc.);

– Arbeitsplatzausstattungen (zum Beispiel PCs, Drucker, 
Peripheriegeräte, Arbeitsutensilien, unabhängig von
Kauf oder Miete, inkl. etwaiger Wartungsverträge);

– Beschaffung von Verbrauchs- und Arbeitsmaterialien so-
wie Druckkosten (Papier, Toner, etc.);

– Aufwendungen für Abonnements, Literatur, Telefon und 
Mobilfunk, Internetzugang, Betrieb und Unterhalt einer 
Website, Rundfunkbeiträge;

– Fortbildungen, die im Zusammenhang mit der adminis-
trativen und beratenden Tätigkeit der hauptamtlichen 
Mitarbeitenden des Programms „Integration durch
Sport“ stehen (Schulungen zu Office-Anwendungen, 
Workshops zu interkultureller Sensibilisierung, etc.).

Im Verwendungsnachweis kann als Verwaltungskosten-
pauschale maximal der gewährte Betrag geltend gemacht 
werden. Die zusätzliche beleggestützte Geltendmachung 
von Verwaltungsausgaben ist nicht zulässig.

2.3.2 Reisekosten

Die Regelungen des Bundesreisekostengesetzes sind sinnge-
mäß anzuwenden.

2.3.3 Investitionen

Beschaffungen von Fahrzeugen im Rahmen des Programms 
bedürfen der Zustimmung des BAMF.

Investitionen in Sportstätten, insbesondere der Bau oder die 
Instandsetzung von ortsfesten Einrichtungen, Sportplätzen 
und -hallen, sind nicht zuwendungsfähig, da diese nicht von 
der Ziel- und Zweckrichtung des Programms umfasst sind. 

2.3.4 Betriebsausgaben

Betriebsausgaben im Sinne dieser Förderrichtlinie sind Aus-
gaben und Beschaffungen, die mit dem Betrieb und Unter-
halt der Programmfahrzeuge und -anhänger entstehen. 

Zuwendungsfähige Ausgaben umfassen zum Beispiel 
Kraft- und Betriebsstoffe, Reparatur-, Wartungs-, Pflege- 
und Serviceleistungen durch Kfz-Dienstleister, Versicherun-
gen und Steuern, Wertgutachten, Hauptinspektionen, Park-
gebühren (sofern nicht Reisekosten) sowie Beschaffungen 
zur Ausstattung der Fahrzeuge (zum Beispiel Erste-Hilfe-
Ausstattung, Leuchtmittel, Warndreieck, jedoch ohne Sport-
geräte).

Ausgaben, die unter die Verwaltungskostenpauschale fal-
len, zum Beispiel Rundfunkbeiträge oder Kosten im Zusam-
menhang mit Stellplätzen für Programmfahrzeuge, können 
nicht als Betriebsausgabe separat geltend gemacht werden. 

2.4 Erfolgskontrolle

Das Programm wird einer begleitenden und abschließenden 
Erfolgskontrolle mit den Bestandteilen Zielerreichungs-, 
Wirkungs- und Wirtschaftlichkeitskontrolle gemäß VV Zif-
fer 11a zu §44 BHO unterzogen. 

Zur Durchführung der Erfolgskontrolle sind die an dem 
Programm mitwirkenden Organisationen (Zuwendungs-
empfänger) verpflichtet, die dafür notwendigen Daten zu er-
heben und dem BAMF oder den damit beauftragten Institu-
ten zur Verfügung zu stellen. Die Erhebung erfolgt auf Basis 
des jeweils aktuellen einheitlichen programminternen For-
mularwesens, das Bestandteil der jeweils gültigen Pro-
grammkonzeption ist.

Die Zielerreichung wird anhand von Indikatoren und 
Kennzahlen gemessen, die im Zuwendungsbescheid für die 
jeweilige Förderperiode festgelegt werden sollen. 

Die Zielerreichung wird insbesondere an folgenden Kenn-
zahlen gemessen:

– Anzahl der Stützpunktvereine und programmnahen Ver-
eine;

– Anzahl der Maßnahmen und Angebote;

– Anzahl von neuen Mitgliedschaften von Menschen mit 
und ohne Migrationshintergrund/Zuwanderungsge-
schichte;

– Anteil der Menschen mit Migrationshintergrund/Zu-
wanderungsgeschichte an der Gesamtzahl der freiwillig 
engagierten Personen;

– Anzahl von Fortbildungsveranstaltungen der Reihe: „Fit 
für die Vielfalt“;

– Anzahl der Teilnehmenden von Fortbildungsveranstal-
tungen der Reihe „Fit für die Vielfalt“.

Die Wirkungskontrolle wird anhand eines Wirkungsmo-
dells mit quantitativen und qualitativen Erhebungen durch-
geführt. 
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3. Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger ist der DOSB (Erstempfänger), der 
die Fördermittel entsprechend den Förderbedingungen un-
ter Abschluss standardisierter, privatrechtlicher Förderver-
träge gemäß VV Ziffer 12 zu §44 BHO an die LSB und wei-
teren DOSB-Mitgliedsorganisationen weiterleitet. Auf-
grund von Minderausgaben oder Mehreinnahmen nicht ein-
gesetzte Fördermittel sind für andere Maßnahmen innerhalb 
des Programms „Integration durch Sport“ zu verwenden 
oder dem BAMF zu erstatten.

3.1 Programmleitung durch DOSB

Der DOSB ist als programmleitende Instanz direkter Zu-
wendungsempfänger und Erstempfänger. Damit ist er An-
sprechpartner des BAMF in allen Anliegen und vertritt das 
Programm „Integration durch Sport“ auf Bundesebene nach 
außen.

Der DOSB stellt die Steuerung und Gesamtkoordination 
des Programms „Integration durch Sport“ unter anderem 
über das Zielvereinbarungssystem sicher und gewährleistet 
die einheitliche Orientierung der 16 Landesprogramme und 
DOSB-Mitgliedsorganisationen unter Berücksichtigung der 
(länder-) spezifischen Gegebenheiten und Bedürfnisse durch 
die strategische Grundposition. Die Bedingungen für die 
Umsetzung des Programms auf der Landesebene wird vom 
DOSB über einen Fördervertrag mit den LSB geregelt.

Der DOSB entwickelt das Programm „Integration durch 
Sport“, insbesondere die strategische Grundposition mit den 
bedarfsgerechten Maßnahmen, fortlaufend mit den beteilig-
ten Verbänden weiter. Änderungen des Grundlagendoku-
ments und der Programmkonzeption bedürfen der Zustim-
mung des BAMF. 

3.2 Programmumsetzung durch LSB

Die LSB beraten und begleiten Sportvereine und Kooperati-
onspartner vor Ort bei der Entwicklung und Umsetzung 
von sportbezogenen Integrationskonzepten auf landes-, re-
gionaler und lokaler Ebene. Sie betreuen und koordinieren 
freiwillig Engagierte, bieten Informations- und Fortbil-
dungsleistungen und beteiligen sich an Aufbau und Pflege 
von Integrationsnetzwerken vor Ort und können für kon-
krete Maßnahmen Fördermittel bewilligen.

Die LSB berücksichtigen bei Entwicklung, Planung, Or-
ganisation und Durchführung konkreter Maßnahmen die 
strategische Grundposition „Integration durch Sport“ in der 
jeweils gültigen Fassung und unterstützen den DOSB bei 
der Weiterentwicklung des Bundesprogramms. 

3.3 Programmumsetzung durch lokale Sportvereine

Lokale Sportvereine sowie Kreis- und Stadtsportbünde kön-
nen auf regionaler Ebene Maßnahmen gemäß der strategi-
schen Grundposition „Integration durch Sport“ durchfüh-
ren und hierzu Fördermittel, Qualifizierungsmaßnahmen 
sowie andere Unterstützungsleistungen bei dem jeweiligen 
LSB beantragen. 

3.4 Programmumsetzung durch weitere 
DOSB-Mitgliedsorganisationen

Neben den LSB können weitere Mitgliedsorganisationen des 
DOSB (Spitzenverbände und Verbände mit besonderen 
Aufgaben) mit dem Programm „Integration durch Sport“ 
auf den unterschiedlichen Strukturebenen kooperieren und 
nachrangig zu den LSB für konkrete integrative Maßnahmen 

Fördermittel beantragen. Die Beratung, Begleitung und Wei-
terleitung der Fördermittel obliegt dem DOSB, der die Zu-
ständigkeit auf einen LSB übertragen kann. 

3.5 Programmumsetzung durch Organisationen 
außerhalb des organisierten Sports 

Ausgaben für die Umsetzung von Maßnahmen im Rahmen 
von „Integration durch Sport“ durch außerhalb des organi-
sierten Sports tätige Vereine oder Organisationen (z.B. Mig-
rantenorganisationen) sowie für entsprechende Kooperatio-
nen auf lokaler Ebene sind grundsätzlich zuwendungsfähig. 
Die Beratung, Begleitung und Weiterleitung der Fördermit-
tel obliegt dem DOSB, der die Zuständigkeit auf einen LSB, 
einen Spitzenverband oder einen Verband mit besonderen 
Aufgaben übertragen kann. 

4. Art und Umfang, Höhe der Zuwendungen

4.1 Art der Zuwendungen

Die Zuwendung erfolgt im Sinne der VV Ziffer 1.1 sowie 
Ziffer 2.1 zu § 23 BHO als nicht rückzahlbare Bundeszu-
wendung auf Ausgabenbasis im Wege der Projektförderung.

Es handelt sich um eine modifizierte Festbetragsfinanzie-
rung, die als Zuschuss durch Mehrjahresbescheide gewährt 
werden soll. 

4.2 Umfang und Höhe der Zuwendung

4.2.1 Finanzierung durch Zuwendung

Der Anteil der Zuwendung durch das BAMF (Förderquote) 
soll maximal 80 Prozent der zuwendungsfähigen Gesamt-
ausgaben betragen. 

4.2.2 Finanzierung durch Eigen- und Drittmittel

Die an „Integration durch Sport“ teilnehmenden Organisa-
tionen haben ein hohes Eigeninteresse an erfolgreicher Inte-
gration. Entsprechend haben sie sich unter Berücksichtigung 
der eigenen finanziellen Leistungsfähigkeit an der Finanzie-
rung des Programms „Integration durch Sport“ durch Ei-
genmittel angemessen zu beteiligen und weitere Drittmittel 
einzuwerben. Bei Antragstellung ist eine Stellungnahme zu 
den weiteren Mitteln der Finanzierung beizufügen. Die mit 
den Anträgen erklärten Eigenmittel der teilnehmenden Or-
ganisationen sind in voller Höhe einzubringen. Zwingende 
Reduzierungen der Eigenmittel sind mit dem DOSB und 
dem BAMF abzustimmen und möglichst durch zusätzliche 
Drittmittel zu kompensieren. Werden Eigenmittel ohne Ein-
vernehmen mit dem BAMF nicht in der angezeigten Höhe 
eingebracht, sind diese grundsätzlich im Folgejahr ins Pro-
gramm einzubringen, wodurch sich die Höhe der Zuwen-
dung um den entsprechenden Betrag reduziert.

Die an „Integration durch Sport“ teilnehmenden Organi-
sationen sind verpflichtet, sich fortlaufend um weitere Fi-
nanzierungsmittel (Drittmittel) zur Ausweitung des Pro-
gramms „Integration durch Sport“ oder zur Finanzierung 
konkreter, im Rahmen von „Integration durch Sport“ durch-
geführter Maßnahmen, zu bemühen. Werden neue Drittmit-
tel ins Programm eingebracht, ist der Finanzierungsplan in 
Abstimmung mit dem BAMF zu aktualisieren.

4.2.3 Einsatz von Verkaufserlösen

Erlöse aus dem Verkauf von mit Hilfe von Zuwendungen er-
worbener oder hergestellter Gegenstände, insbesondere von 
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Fahrzeugen und Sportgeräten, die unter Einsatz der Zuwen-
dung des BAMF beschafft wurden und nicht mehr im Rah-
men des Programms eingesetzt werden können, sind für 
konkrete Maßnahmen des Programms „Integration durch 
Sport“ einzusetzen. Hierzu kommt das folgende Verfahren 
zur Anwendung:

– Über den DOSB ist beim BAMF anlassbezogen ein An-
trag in Textform auf Verwendung der Verkaufserlöse im 
Rahmen des Programms „Integration durch Sport“ zu 
stellen.

– Dieser Antrag erfolgt unter konkreter Angabe der ge-
planten Verwendung und einer nachvollziehbaren Be-
gründung der anderweitig nicht durchführbaren Finan-
zierung. 

– Erst nach erfolgter Zustimmung durch das BAMF mit 
Verzicht auf eine Rückerstattung kann der Verkaufserlös 
für eine beantragte Maßnahme eingesetzt werden. 

5. Sonstige Zuwendungsbestimmungen

5.1 Sonstige Vernetzung und Zusammenarbeit 
mit Organisationen außerhalb des organisierten 
Sports

Die Vernetzung und Zusammenarbeit mit sonstigen Organi-
sationen, insbesondere Migrantenorganisationen, Integrati-
onskursträgern, Trägern der Migrationsberatung für er-
wachsene Zugewanderte (MBE), Trägern des Jugendmigrati-
onsdienstes (JMD) sowie kommunalen Einrichtungen und 
Institutionen ist durch alle am Programm teilnehmenden 
Organisationen anzustreben.

5.2 Mitteilungspflichten und Programm-
kommunikation

Auf die Mitteilungspflichten aller an „Integration durch 
Sport“ mitwirkenden Organisationen gemäß Ziffer 5 
ANBest-P wird hingewiesen.

Ergänzend sind der DOSB und die am Programm beteilig-
ten Organisationen verpflichtet, das BAMF unverzüglich 
von einer Förderung durch Drittmittelgeber des Programms 
„Integration durch Sport“ in Kenntnis zu setzen und die ge-
genseitige Kontaktaufnahme zu vermitteln. Ebenso sind po-
tentielle Drittmittelgeber rechtzeitig über die Zuwendung 
durch das BAMF zu informieren. 

Die Kommunikations- und Entscheidungswege des Pro-
gramms „Integration durch Sport“ verlaufen grundsätzlich 
vom BAMF über den DOSB an die LSB bis zu den lokalen 
Sportvereinen, bzw. vom DOSB zu geförderten DOSB-Mit-
gliedsorganisationen. Informationen und Berichte werden 
von den lokalen Sportorganisationen über die LSB, bzw. von 
DOSB-Mitgliedsorganisationen direkt an den DOSB und 
von dort an das BAMF kommuniziert. 

6. Verfahren

6.1 Antragsverfahren

6.1.1 Anträge für konkrete Maßnahmen

Mitgliedsorganisationen der LSB können jederzeit beim je-
weiligen LSB, Mitgliedsorganisationen des DOSB jederzeit 
beim DOSB einen Antrag auf Förderung für konkrete Maß-
nahmen stellen. Finanzielle Förderungen zur Durchführung 

konkreter Maßnahmen sind unter Anwendung des standar-
disierten Formularwesens in der jeweils gültigen Fassung zu 
beantragen. Die Antragsteller haben die ordnungsgemäße 
Geschäftsführung durch geeignete Unterlagen, zum Beispiel 
durch Jahresabschlüsse, nachzuweisen. 

6.1.2 Anträge zur Fortführung des Programms 
„Integration durch Sport“

Die LSB stellen unter Anwendung des standardisierten For-
mularwesens in der jeweils gültigen Fassung vor Beginn der 
folgenden Förderperiode beim DOSB einen Teilantrag zur 
Fortführung des Programms „Integration durch Sport“ auf 
Landesebene. Die Prüfung der Anträge erfolgt durch den 
DOSB.

Der DOSB fügt die Teilanträge der LSB nach erfolgter 
Prüfung mit dem eigenen Antrag zu einem Gesamtantrag 
zur Fortführung des Programms „Integration durch Sport“ 
auf Bundesebene zusammen. Der Gesamtantrag soll die ge-
samte Förderperiode umfassen und ist zum 30.10. des Vor-
jahres einer Förderperiode dem BAMF vorzulegen. 

6.1.3 Bewilligungsverfahren/Prüfung der Anträge

Der DOSB und die LSB prüfen die Anträge, für die sie im 
Sinne von Ziffer 6.1.1 dieser Förderrichtlinie zuständig sind, 
und entscheiden unter Berücksichtigung der strategischen 
Grundposition nach pflichtgemäßem Ermessen über Art 
und Umfang der beim BAMF zu beantragenden Förderung. 

Entscheidungen des DOSB und der LSB müssen auf 
Grundlage von transparenten und mit dem BAMF abge-
stimmten Kriterien erfolgen. Die Prüfung beinhaltet eben-
falls eine Abwägung des jeweiligen Eigeninteresses und der 
finanziellen Leistungsfähigkeit der Antragsteller sowie die 
Feststellung der ordnungsgemäßen Geschäftsführung an-
hand geeigneter Unterlagen.

Der DOSB sichtet den Gesamtantrag vor Einreichung 
beim BAMF. Die Entscheidung über den Gesamtantrag zur 
Fortsetzung des Programms „Integration durch Sport“ ob-
liegt dem BAMF. Nach erfolgter Bewilligung des Gesamtan-
trags durch das BAMF schließt der DOSB mit den LSB und 
weiteren Mitgliedsorganisationen des DOSB standardisierte 
Förderverträge zur Weiterleitung der gewährten Zuwen-
dung ab.

6.2 Verwendungsnachweis

Alle aus der Zuwendung geförderten Organisationen sind 
zum Nachweis der zweckmäßigen und wirtschaftlichen Ver-
wendung der Fördermittel verpflichtet. Dieser Verwen-
dungsnachweis besteht aus einem Sachbericht und einem 
zahlenmäßigen Nachweis, der eine Aufstellung aller im Rah-
men von „Integration durch Sport“ bzw. der geförderten 
Maßnahme entstandenen Ausgaben und Finanzierungsmit-
tel entsprechend der Bestimmungen dieser Förderrichtlinie 
enthält.

Die Prüfung der Verwendungsnachweise umfasst die sach-
liche und rechnerische Richtigkeit, die Zweckmäßigkeit der 
Ausgaben unter Berücksichtigung der Programmkonzepti-
on „Integration durch Sport“ sowie die Einhaltung der 
Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit gemäß 
§7 BHO. 

Organisationen, die durch einen LSB eine finanzielle För-
derung zur Umsetzung einer konkreten Maßnahme erhalten 
haben, haben dem LSB den Verwendungsnachweis nach Ab-
schluss der Maßnahme bzw. zum Jahresende einen Zwi-
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schennachweis vorzulegen, Organisationen, die durch den 
DOSB eine finanzielle Förderung zur Umsetzung einer 
konkreten Maßnahme erhalten haben, entsprechend dem 
DOSB.

Der DOSB und die LSB prüfen die zahlungsbegründen-
den und -beweisenden Unterlagen und Sachberichte der in-
tegrativen Maßnahmen (entsprechend Ziffer 6.4 ANBest-P) 
und nehmen die Summen der festgestellten Einnahmen und 
zuwendungsfähigen Ausgaben als eine separate Position in 
den eigenen Verwendungsnachweis auf. Aus Praktikabili-
tätsgründen ist eine Auflistung aller einzelnen Positionen ei-
ner jeden Maßnahme in den Verwendungsnachweis des 
DOSB oder der LSB entbehrlich. Die Prüfunterlagen und 
alle Belege einer geprüften Maßnahme sind jedoch entspre-
chend Ziffer 6.5 ANBest-P 5 Jahre nach Vorlage des Ver-
wendungsnachweises vorzuhalten und auf Aufforderung 
dem BAMF im Original vorzulegen.

Der DOSB prüft als programmleitende Stelle zusätzlich 
die Verwendungsnachweise der LSB und Mitgliederorgani-
sationen des DOSB und nimmt diese in einen Gesamtver-
wendungsnachweis auf. Die Verwendungsnachweise der 
LSB sowie der Gesamtverwendungsnachweis eines Haus-
haltsjahres sind dem BAMF gemäß der in Ziffer 6.1 
ANBest-P festgelegten Fristen vorzulegen.

Der DOSB und die LSB sind berechtigt, bei den geförder-
ten Organisationen Bücher, Belege und sonstige Unterlagen 
anzufordern und die Verwendung der Zuwendung durch 
Erhebungen vor Ort zu prüfen oder durch Beauftragte prü-
fen zu lassen. Alle an „Integration durch Sport“ beteiligten 
Sportorganisationen haben die erforderlichen Unterlagen 
bereitzuhalten und Auskünfte zu erteilen. Neben dem 
DOSB stehen diese Prüfrechte auch dem BAMF zu.

Auf die Rückforderungs- und Erstattungspflichten aller 
an „Integration durch Sport“ mitwirkenden Organisationen 

gemäß Ziffer 8 ANBest-P wird verwiesen. Der DOSB und 
die LSB sind entsprechend verpflichtet, zweckwidrig einge-
setzte Fördermittel zurückzufordern und zu verzinsen. Lie-
gen Anhaltspunkte vor, die auf eine zweckwidrige Verwen-
dung auszuzahlender Fördermittel hinweisen, können För-
dermittel bis zur positiven Feststellung der Zweckmäßigkeit 
zurückgehalten werden.

6.3 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwen-
dungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zu-
wendung gelten die §§ 48 bis 49a Verwaltungsverfahrensge-
setz (VwVfG), die §§ 23, 44 BHO und die hierzu erlassenen 
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften, soweit nicht in dieser 
Förderrichtlinie Abweichungen von den Allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften zugelassen worden sind. Der Bundes-
rechnungshof ist gemäß §§ 91, 100 BHO zur Prüfung be-
rechtigt. Er kann hierfür auch Beauftragte einsetzen. 

7. Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt am 1.1.2024 in Kraft und gilt bis zum 
31.12.2028. 

Berlin, den 7. Dezember 2023
HI3.21008/12#70

Bundesministerium des Innern und für Heimat

Im Auftrag

Ina Schöneberg

GMBl 2023, S. 1128

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Änderung der Satzung des
Julius Kühn-Instituts,

Bundesforschungsinstitut für Kulturpflanzen
vom 17.12.2007, zuletzt geändert am 25.5.2022

– Bek. d. BMEL v. 9.11.2023 – 122-00611/0002#002 –

Artikel 1
Änderung der Satzung

Die Satzung vom 8.11.2023 ersetzt die Satzung vom 
17.12.2007 in der Fassung vom 25.5.2022.

Artikel 2
Inkrafttreten

Die Änderung der Satzung tritt am 1.1.2024 in Kraft.

Anlage

Satzung

Julius Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut  
für Kulturpflanzen

Vom 17.12.2007  
zuletzt geändert am 8.11.2023

Die Bundesforschungsinstitute im Geschäftsbereich des 
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft 
(BMEL) haben die Aufgabe, wissenschaftliche Entschei-
dungshilfen für die Politikbereiche des Ministeriums zu er-
arbeiten und damit zugleich die wissenschaftlichen Erkennt-
nisse auf diesen Gebieten zum Nutzen des Gemeinwohls zu 
erweitern. Im Rahmen dieser Aufgaben sind die Bundesfor-
schungsinstitute wissenschaftlich selbstständig.
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